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Meinung

V or rund zwei Wochen gedachte die Öf-
fentlichkeit der Befreiung von Ausch-
witz. «Schon wieder», mögen viel den-
ken. Für unsere kleine jüdische Ge-

meinschaft reicht der Holocaust jedoch in die
Gegenwart. Die Ermordeten gehören nach über
70 Jahren nicht mehr zur Generation der Eltern,
sondern der Grosseltern oder gar der Urgrossel-
tern. Oft sind nur vage Fragmente bekannt. Viele
Überlebende schwiegen während Jahrzehnten.
Unter uns wuchsen Kinder oder gar Enkelkinder
mit dem Unausgesprochenen auf, mit dem diffu-
sen Gefühl einer unbewältigten Vergangenheit.
Erst als die Überlebenden vor zwanzig, dreissig
Jahren das Schweigen brachen, konnten auch sie
diese diffusen Gefühle einordnen und mit ihnen
in der Gegenwart und der Zukunft leben.

Die Mutter der Schwestern Eve Stockhammer
aus Bern und Iris Ritzmann aus Zürich nahm ihre
Geschichte ins Grab. Die Berner Psychiaterin und
Künstlerin Eve Stockhammer malte vor wenigen
Jahren dreizehn Bilder, die vom Schnee verwehte
Geigen zeigen – verloren, verstört. Die Medizin-
historikerin Iris Ritzmann erkannte darin eine
Verbindung zur Geschichte der Mutter und re-
konstruierte anhand von Dokumenten, Fotoalben
und Gesprächen das Puzzle der Familiengeschich-
te mütterlicherseits. Zutage kam die Ermordung
von Männern, Frauen und Kindern im weiteren
Familien- und Freundeskreis der Mutter. Mit
ihrem gemeinsamen Buch «Geigen im Schnee»

haben die Schwestern nicht nur Erinnerungs-
arbeit geleistet, sondern auch ein Werk für ihre
Kinder und deren Generation hinterlassen.

An einer Gedenkfeier in Bern Ende Januar stellte
der 96-jährige Schoah-Überlebende, Künstler und
Grafiker Fishel Rabinowicz rund dreissig Bilder aus.
Das prominenteste war ein Bild, das im unteren Teil
21 der 22 hebräischen Buchstaben chaotisch ange-
ordnet zeigt. Nur der erste Buchstabe des Alpha-
bets, der Aleph, steht oben und zeigt den Überle-
benden. Der Hochbetagte überlebte neun Konzent-
rationslager und einen Todesmarsch. Auch seine
Werke sind zukünftige Erinnerungskultur.

Als Brückenbauerin zwischen den Generatio-
nen zeigte sich am 27. Januar auch die Bieler Fil-
memacherin Eva Stocker mit dem Film «Das gibt’s
nur ein Mal», der am Gedenktag in der jüdischen
Gemeinde in Bern gezeigt wurde. Dokumentiert
ist ein Anlass, an dem Überlebende und deren Kin-
der und Enkel mit Gesang, instrumentaler Musik
und Tanz auftreten. Die gespielten Werke stamm-
ten teilweise von Komponisten, die der Schoah
zum Opfer fielen, doch ihre Musik lebt weiter.

In der Zeitung «Der Bund» konnte ich an jenem
Wochenende als Präsidentin der Christlich-Jüdi-
schen Arbeitsgemeinschaft Bern die Forderung
nach einem offiziellen Mahnmal einbringen für
jene rund 20 000 jüdischen Menschen, die durch
die strikte Rückweisungspolitik der Eidgenossen-
schaft faktisch in den Tod geschickt wurden. Mit
dem Blick zurück auf die damaligen Verantwortli-
chen wollen wir Initianten einen Grundstein le-
gen für ein verantwortungsvolles Handeln in der
Gegenwart und in der Zukunft.

Info: Hannah Einhaus ist Historikerin und Publizistin
und zeichnet verantwortlich für die Zeitschrift «Fo-
rum», das Magazin der jüdischen Gemeinden in
Bern und Biel. In dieser Rubrik schreiben abwechs-
lungsweise Autoren verschiedener Glaubensbe-
kenntnisse. kontext@bielertagblatt.ch
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E s ist das wichtigste Geschäft der lau-
fenden Legislatur: Biel soll eine neue
Stadtordnung erhalten, die eigentli-
che Verfassung auf Gemeindeebene.

2017 wurde ein vierjähriger Prozess angestos-
sen, die Erarbeitung der neuen Stadtordnung
sollte unter Einbezug der Bevölkerung und
«ohne jegliche Tabus» erarbeitet werden, wie
Stadtpräsident Erich Fehr (SP) nicht müde
wurde zu betonen. Denn: Heute regelt die
Stadtordnung vor allem, was das übergeord-
nete Recht verlangt, dank der weitreichenden
Gemeindeautonomie wäre aber deutlich mehr
möglich. Anderthalb Jahre später, wurde die-
se Woche nun der erste Entwurf der neuen
Stadtverfassung in die Vernehmlassung ge-
schickt. Und es zeigt
sich: Die Reformpläne
sind wenig mutig und
innovativ, sie setzen
aber einen klaren Fokus
auf ein bekanntes Bieler
Problem – die tiefe Be-
teiligung der Stimmbe-
völkerung am stadtpoli-
tischen Geschehen.

Der Entwurf folgt da-
mit der Stimmung in
der Bevölkerung – im
letzten Jahr hat eine re-
präsentative Umfrage
ergeben, dass 43 Pro-
zent der Bielerinnen
und Bieler der Förde-
rung der Stimmbeteili-
gung die höchste Re-
formpriorität einräu-
men. Das aus gutem
Grund: In Biel ist die
Beteiligung der Stimm-
berechtigten an Wahlen
und Abstimmungen
schon fast traditionell
unterdurchschnittlich,
sie gehört zu den ge-
ringsten im ganzen
Kanton. Doch wie lässt
sich das ändern?

Offensichtlich nicht
durch gut gemeinte aber doch eher unbehol-
fene Kampagnen wie jene unter dem Titel
«Mach’s Couvert uuf – es ist nicht so compli-
qué» vor den letzten Gemeindewahlen. Die
Wahlbeteiligung war im September 2016 zwar
leicht höher als vier Jahre zuvor, trotzdem gab
nur jeder Dritte seine Stimme ab (Wahl Ge-
meinderat 33,79 Prozent, Stadtrat 32,85 Pro-
zent). Bräuchte es drastische Massnahmen,
etwa einen Stimmenzwang, wie ihn Schaff-
hausen kennt: Wer der Urne fernbleibt, wird
zur Kasse gebeten? Diskutiert wurde darüber
in Biel, weil ein Zwang bei der Bevölkerungs-
befragung aber, wenig überraschend, klar
durchfiel, hat er es nicht in die neue Stadtord-
nung geschafft. Stattdessen setzt der Gemein-
derat auf eine «Verwesentlichung der Demo-

kratie», wie es Fehr nennt: Das Stimmvolk soll
sich nur noch zu dem äussern, was wirklich
wichtig ist.

Nur: Wer entscheidet, was wirklich wichtig
ist? Geht es nach dem Stadtordnungsentwurf,
die Bevölkerung selber. Die Finanzkompetenz
von Gemeinderat und Parlament soll hochge-
schraubt, als Gegengewicht die Hürden für
das Referendum gesenkt werden. Die Stimm-
bürger werden also in die Pflicht genommen,
selber dafür zu sorgen, dass ein Thema zur
Abstimmung kommt. Auch das Stadtbudget
soll nur noch an die Urne, wenn dafür Refe-
rendumsunterschriften gesammelt werden –
oder der Steuerfuss angepasst wird. Möglichst
nur noch abstimmen, wenn sich Widerstand

regt – das dürfte tat-
sächlich zu einer leben-
digeren Demokratie und
damit zu einer höheren
Stimmbeteiligung füh-
ren – und zu mehr Effi-
zienz in politischen Ge-
schäften. Spannend
wird in der nun laufen-
den Vernehmlassung
aber sein, ob die Bevöl-
kerung die neue Kom-
petenzregelung nicht
als zu starke Beschrän-
kung des Souveräns
sieht. Wohl auch des-
halb setzt der Gemein-
derat hier die Grenzen
enger als noch im Dia-
logprozess in den Raum
geworfen: Der finanziel-
le Spielraum von Ge-
meinde- und Stadtrat
wird zwar erhöht, nicht
aber auf zehn bis fünf-
zehn Millionen Fran-
ken, sondern deutlich
moderater auf eine Mil-
lion (Gemeinderat) res-
pektive acht Millionen
(Stadtrat).

Den Reformvorschlä-
gen wurden mit dem

ersten Entwurf mit Blick auf die Mehrheitsfä-
higkeit bereits einige Zähne gezogen, wenn
auch nicht ganz alle: Mit der Aufhebung des
Doppelmandatsverbots für Gemeinderäte und
der Schuldenbremse sind zumindest zwei
Reizthemen im Entwurf gelandet, die noch
für einigen Gesprächsstoff sorgen werden.
Hoffentlich nicht nur unter Politikern und Or-
ganisationen, sondern auch in der Bevölke-
rung: Eingeladen, in der Vernehmlassung bis
Ende April zum Entwurf Stellung zu nehmen,
sind nämlich alle. Gelegenheit, dem Gemein-
derat aufzuzeigen, ob er die Ergebnisse der
ersten Bevölkerungsbefragung richtig inter-
pretiert hat.
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Den Reformvorschlägen
die Zähne gezogen

Leserbrief der Woche
«Kann man
Bäume umpflanzen?»
Westast, «Carte blanche» vom 1. Februar

Da ich finde, dass sich der Anschluss «Biel Zent-
rum» mit keinen rationalen Argumenten rechtfer-
tigen lässt, bin ich dankbar, dass die Beiträge, die
sich für das momentane Ausführungsprojekt des
Westastes stark machen, immer schwächer wer-
den. Dieser Anschluss würde Biel und Nidau völlig
verstopfen.

Im Beitrag in der «Carte Blanche» des BT vom
letzten Freitag schreibt die Autorin: «Ohne An-
schluss haben wir die Aufgabe der Umfahrung
Autobahn nur zur Hälfte gelöst (mit dem Ostast
nämlich)». Ob sie in ihrem Beitrag mit dem Wort
«Anschluss» nur «Biel Zentrum» oder das «ganze
Ausführungsprojekt» meint, hat sie offengelassen.

In beiden Fällen ist aber ihre Aussage nicht kor-
rekt, da sie verkennt, dass das Projekt «Westast so
besser» nicht den Westast verhindert, sondern le-
diglich verbessert und von den schädlichen Ein-
und Ausfahrten befreit. Wenn die Autorin zudem
schreibt «Bäume kann man umpflanzen», sollte sie
sich eventuell vorgängig in einer Baumschule er-
kundigen, wie man ältere Bäume umpflanzt.

In einem Leserbrief vom 21. Januar unterschiebt
ein Autor der Bewegung «Westast so besser»,
ebenfalls fundamental gegen den Westast zu sein.
Diese Unterstellung verkennt, dass es auch in die-
ser Bürgerbewegung viele Autofahrer hat, die
nicht gerne im Stau stecken. Diese wollen nicht
nichts! Seine Bemerkung, dass auch um den da-
mals umstrittenen Bahnhof ein neues Quartier
entstand, lässt sich kaum eins zu eins auf diese
neuen Autobahnanschlüsse übertragen. Auch
wird der Porttunnel im verbesserten Projekt nie
infrage gestellt.

Auch unter den Befürwortern des Ausführungs-
projekts gibt es Bürger ohne Auto. Die Welt kennt
nicht nur schwarz und weiss. Man darf einer
Gruppe nie Einzelmeinungen als Gruppenmei-
nung unterschieben. Gemäss diversen Beiträgen
sind die Meinungen auch im Gewerbeverband
und in der Wirtschaftskammer nicht einheitlich.
Ulrich Burri, Dipl. Ing. ETH, Biel
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